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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Gerichtspräsidenten im Vorfeld des Nato-Gipfels in Baden-Baden,
Kehl und Straßburg wie oft zu Gesprächen mit Vertretern der Sicherheitsbehör-
den zusammentrafen und wer außer den Präsidenten an diesen Gesprächen
 jeweils teilnahm;

2. welche Themen bei diesen Zusammenkünften mit welchen Ergebnissen be-
sprochen wurden; 

3. ob es solche Gespräche der Gerichtspräsidenten auch mit Vertretern von Bür-
gerinitiativen gab, die sich im Vorfeld des Nato-Gipfels gebildet hatten und
wenn nein, warum nicht; 

4. ob die Besprechungen der Gerichtspräsidenten mit den Sicherheitsbehörden
vertraulich waren, ob darüber Protokolle angefertigt wurden und wem diese
Protokolle ggf. zugeleitet wurden;

5. wie die jeweiligen Richterinnen und Richter aus dem Organisationsbereich der
Gerichtspräsidenten über diese Gespräche informiert wurden und ob sie dabei
über alle Einzelheiten der Gespräche in Kenntnis gesetzt wurden;

6. welche Vorschläge bzw. Anregungen der Sicherheitsbehörden, die in den Ge-
sprächen mit den Gerichtspräsidenten vorgetragen wurden, in Maßnahmen an
den jeweiligen Gerichten eingeflossen sind; 

7. ob es bei den Gesprächen umgekehrt auch Anregungen der Gerichtspräsidenten
gab (und wenn ja, mit Angabe welche in die Arbeit der Sicherheitsbehörden
eingeflossen sind);

Antrag

der Abg. Rainer Stickelberger u. a. SPD

und

Stellungnahme

des Justizministeriums

Aufhebung der Gewaltenteilung beim Nato-Gipfel

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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8. ob und unter welchen Voraussetzungen der Justizminister Gespräche von Ge-
richtspräsidenten mit Sicherheitsbehörden im Vorfeld von Großereignissen –
wie etwa dem Nato-Gipfel – unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung und
der Unparteilichkeit der Justiz für zulässig erachtet;

9. ob der Justizminister die Ansicht teilt, dass vertrauliche Gespräche zwischen
einem Richter oder einem Gerichtspräsidenten und einer „Partei“ über den Ge-
genstand eines Verfahrens oder über den Gegenstand möglicher zukünftiger
Verfahren im Rechtsstaat unzulässig sind.

05. 11. 2009

Stickelberger, Kipfer, Braun,
Sakellariou, Stoch SPD

B e g r ü n d u n g

Im Verbandsorgan der Neuen Richtervereinigung Baden-Württemberg „NRV-
 Info“ 09/2009 wird das Verhalten der Justiz im Vorfeld des Nato-Gipfels im April
2009 kritisch dokumentiert und aufgearbeitet. Die Stuttgarter Zeitung hat diesen
Unmut nun öffentlich gemacht und damit eine notwendige öffentliche Auseinan-
dersetzung darüber angestoßen, wie die Justiz im Vorfeld und Umfeld solcher
Großereignisse wie dem Nato-Gipfel agieren muss, ohne sich dem Verdacht der
Parteilichkeit und der Verletzung der Grundsätze der Gewaltenteilung auszuset-
zen, wenn sie sich gleichwohl Klarheit über die voraussichtlichen Anforderungen
an den Einsatz der Justiz bei einem solchen Großereignis verschaffen will. 

Der Antrag begehrt deshalb insbesondere Auskunft darüber, welche Gerichts -
präsidenten im Vorfeld des Nato-Gipfels zu welchem Zweck mit den Sicherheits-
behörden zu Gesprächen zusammengekommen sind, welche Konsequenzen diese
Gespräche für die Justiz und insbesondere für die zuständigen Richter und Richte-
rinnen hatten und warum – nach bisher vorliegenden Informationen – die Ge-
spräche zwischen Gerichtspräsidenten und Sicherheitsbehörden streng vertraulich
blieben und ob der Justizminister die Ansicht teilt, dass vertrauliche Gespräche
zwischen einem Richter oder einem Gerichtspräsidenten und einer „Partei“ über
den Gegenstand eines Verfahrens oder über den Gegenstand möglicher zukünfti-
ger Verfahren im Rechtsstaat unzulässig sind. 

Der Justizminister soll auch die Frage beantworten, ob es solche Gespräche der
Gerichtspräsidenten wie mit den Sicherheitsbehörden auch mit der anderen
 „Partei“, den Bürgerinitiativen gab, die sich im Vorfeld des Nato-Gipfels gebildet
hatten. 
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 25. November 2009 Nr. 4701/0163 nimmt das Justizministe -
rium im Einvernehmen mit dem Innenministerium zu dem Antrag wie folgt
 Stellung:

1. welche Gerichtspräsidenten im Vorfeld des Nato-Gipfels in Baden-Baden, Kehl
und Straßburg wie oft zu Gesprächen mit Vertretern der Sicherheitsbehörden
zusammentrafen und wer außer den Präsidenten an diesen Gesprächen jeweils
teilnahm; 

2. welche Themen bei diesen Zusammenkünften mit welchen Ergebnissen bespro-
chen wurden; 

Zu Frage 1 und 2:

Im Vorfeld des am 3./4. April 2009 in Kehl und Straßburg durchgeführten
 NATO-Gipfels wurden der Präsident des Oberlandesgerichts Karlsruhe, die Präsi-
denten der Landgerichte Karlsruhe, Baden-Baden, Offenburg und Freiburg sowie
die Präsidenten der Amtsgerichte Karlsruhe und Freiburg als Vertreter der
 Gerichte von den Polizeidienststellen über die dortige Lageeinschätzung sowie
den Stand der polizeilichen Vorbereitungen unterrichtet, soweit dies für die anste-
henden organisatorischen Maßnahmen der betroffenen Gerichte – etwa hinsicht-
lich der Gewährleistung des richterlichen Bereitschaftsdiensts – von Bedeutung
war. Dabei beschränkten sich die Kontakte der Präsidenten der Landgerichte Frei-
burg und Karlsruhe sowie des Präsidenten des Amtsgerichts Freiburg mit den
 Polizeidienststellen auf allgemeine Informationsveranstaltungen, da im Zustän-
digkeitsbereich dieser Gerichte kein Bedarf für eine Ausweitung des bestehenden
richterlichen Bereitschaftsdiensts bestand.

Der Präsident des Oberlandesgerichts Karlsruhe lud die beteiligten Gerichtspräsi-
denten sowie die Leiter der betroffenen Staatsanwaltschaften am 9. Februar 2009
zu einer Informationsveranstaltung im Oberlandesgericht Karlsruhe ein, bei der
auch ein Vertreter der Polizeidienststellen anwesend war und über die polizeiliche
Einschätzung der Lage sowie den aktuellen Stand der organisatorischen Vorberei-
tungen berichtete. Die anwesenden Vertreter der Justiz erläuterten ihrerseits ihre
Erwartungen an die Polizei. Insbesondere wurde auf die Notwendigkeit einer
 Sicherung der Gerichtsgebäude hingewiesen und klargestellt, dass richterliche
Anhörungen nur in den Gerichten stattfinden werden. 

Auf Einladung des Landespolizeipräsidenten fand am 11. Februar 2009 für die
Vertreter der betroffenen Justizbehörden eine gemeinsame Informationsveranstal-
tung im Innenministerium statt, an der ausweislich der damaligen Anmeldungen
u. a. neben dem Präsidenten des Oberlandesgerichts Karlsruhe, den Präsidenten
der Landgerichte Baden-Baden, Freiburg, Karlsruhe, Offenburg und des Amts -
gerichts Karlsruhe auch die Direktoren der Amtsgerichte Baden-Baden, Rastatt,
Kehl, Offenburg und Emmendingen teilnahmen. Gegenstand der Veranstaltung
waren insbesondere die polizeiliche Lageeinschätzung und -bewertung, die proto-
kollarischen und straßenverkehrstechnischen Rahmenbedingungen, die Entschei-
dung des Innenministeriums, die Gefangenensammelstellen in Kehl und Karls -
ruhe einzurichten, sowie die Konsequenzen hieraus für die gerichtlichen Zustän-
digkeiten und Arbeitsabläufe im Rahmen der Entscheidung über eine polizei-
rechtlich begründete Gewahrsamnahme.

Darüber hinaus haben sich die Präsidenten der Landgerichte Baden-Baden und
Offenburg sowie der Präsident des Amtsgerichts Karlsruhe, in deren Bezirke
während des NATO-Gipfels die uneingeschränkte Erreichbarkeit richterlicher
Entscheidungen zu gewährleisten war, zusätzlich mit Vertretern der Polizei an
folgenden Terminen getroffen: 
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Der Präsident des Landgerichts Baden-Baden:

Der Präsident des Landgerichts Offenburg:

Datum 
 

Besprechung 
 

 Teilnehmer u.a. 
 

Themen 
 

22.10.2008 Landgericht  
Offenburg 

Direktor des 
AG Baden-Baden 

Erstinformation über den  
voraussichtlichen Tagungsablauf;  
Fragen der örtlichen Zuständigkeit im 
Hinblick auf die Standorte der  
Gefangenensammelstellen;  
Lageeinschätzung; 
Benennung von Ansprechpartnern; 
Zusammenarbeit mit französischen 
Behörden.  
 

07.11.2008 Staatsanwaltschaft 
Baden-Baden 

Direktor des  
AG Baden-Baden und 
weitere Richter  
 

Standorte der Gefangenensammel-
stellen im Hinblick auf die örtliche 
Zuständigkeit der Gerichte;  
Möglichkeiten der Beweissicherung. 
 

17.12.2008 LPD Freiburg PräsLG Offenburg; 
Direktor des AG Kehl; 
Direktor des AG Of-
fenburg; 
Direktor des  
AG Baden-Baden und 
weitere Richter  
 

Aktuelle Lage;  
Veranstaltungsorte in Baden-Baden; 
Standorte der Gefangenensammel-
stellen;  
Bildung von Dolmetscherpools;  
Verfahren nach § 5 FGG zur Bestim-
mung des örtlich zuständigen Gerichts. 
 

13.01.2009 LG Baden-Baden Direktor des  
AG Baden-Baden und 
weitere Richter  
 

Standorte und Zeitpunkt der  
Inbetriebnahme der Gefangenen-
sammelstellen;  
Vorführungen im AG Baden-Baden; 
Benennung eines richterlichen  
Ansprechpartners;  
Beweissicherung bei Festnahmen;  
Objektschutz für das Gebäude des 
AG/LG Baden-Baden;  
Einsatz von Servicekräften. 
 

23.02.2009 PD Baden-Baden / 
Rastatt 

Direktor des  
AG Baden-Baden; 
VPräsLG  
Baden-Baden 

Geplanter Veranstaltungsverlauf;  
Einrichtung von Sicherheitszonen in 
Baden-Baden;  
Sicherung des Behördenzentrums. 

Datum 
 

Besprechung 
 

Teilnehmer u.a. 
 

Themen 
 

04.09.2008 Landgericht  
Offenburg 

Direktor des  
AG Kehl 

Erstinformation über den voraus-
sichtlichen Veranstaltungsverlauf 
 

22.10.2008 Landgericht  
Offenburg 

Direktor des  
AG Baden-Baden 

Erstinformation über den voraus-
sichtlichen Tagungsablauf;  
Fragen der örtlichen Zuständigkeit im 
Hinblick auf die Standorte der  
Gefangenensammelstellen;  
Lageeinschätzung; 
Benennung von Ansprechpartnern; 
Zusammenarbeit mit französischen 
Behörden.  
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Der Präsident des Amtsgerichts Karlsruhe:

3. ob es solche Gespräche der Gerichtspräsidenten auch mit Vertretern von Bür-
gerinitiativen gab, die sich im Vorfeld des Nato-Gipfels gebildet hatten und
wenn nein, warum nicht; 

Zu Frage 3:

An keines der Gerichte wurde im Vorfeld des NATO-Gipfels von Vertretern von
Bürgerinitiativen ein konkreter Gesprächswunsch herangetragen. Bei der Infor-
mationsveranstaltung des Landgerichts Baden-Baden am 27. Februar 2009 stellte
der „Strafverteidiger Notruf Baden-Baden und Umgebung e. V.“ seine Anliegen
im Zusammenhang mit dem NATO-Gipfel dar.

4. ob die Besprechungen der Gerichtspräsidenten mit den Sicherheitsbehörden
vertraulich waren, ob darüber Protokolle angefertigt wurden und wem diese
Protokolle ggf. zugeleitet wurden; 

Zu Frage 4:

Gespräche mit den Vertretern der Polizei standen nicht unter einem Vertraulich-
keitsvorbehalt. Über ihren Inhalt wurden Protokolle bzw. Vermerke gefertigt, die
zu den Akten genommen wurden. Diese dienten als Grundlage für die Informa -
tion der Richterinnen und Richter und der Präsidien der Gerichte. 

Datum 
 

Besprechung 
 

Teilnehmer u.a. 
 

Themen  
 

17.02.2009 AG Karlsruhe Verwaltungsleiterin 
 
 

Polizeiliche Lageeinschätzung; 
Darstellung der organisatorischen 
Notwendigkeiten der gerichtlichen 
Abläufe, insbesondere:  
zeitnahe Vorführung der in Gewahr-
sam genommenen Personen; Organisa-
tion von Dolmetscherleistungen;  
Gebäudesicherung; 
Art der Vorlage von Beweismitteln; 
Sicherstellung einer frühzeitigen  
Kontaktaufnahme zu Verteidigern. 
 

10.03.2009 AG Karlsruhe Verwaltungsleiterin 
 
 

30.03.2009 AG Karlsruhe Verwaltungsleiterin 
 
 

02.04.2009 AG Karlsruhe Verwaltungsleiterin 
 
 

02.04.2009 Gefangenensammel-
stelle Karlsruhe/ 
Polizeipräsidium 
Karlsruhe 

Ca. 15 Richterinnen 
und Richter des AG 
Karlsruhe 

Information der Richterinnen und 
Richter über die Abläufe in der  
Gefangenensammelstelle und die Art 
der Unterbringung. 

Datum 
 

Besprechung 
 

Teilnehmer u.a. 
 

Themen 
 

17.12.2008 LPD Freiburg PräsLG Baden-Baden; 
Direktor des AG Kehl; 
Direktor des AG  
Offenburg; 
Direktor des  
AG Baden-Baden und 
weitere Richter  

Aktuelle Lage;  
Veranstaltungsorte in Baden-Baden;  
Standorte der Gefangenensammel-
stellen;  
Bildung von Dolmetscherpools;  
Verfahren nach § 5 FGG zur Bestim-
mung des örtlich zuständigen Gerichts. 
 

24.03.2009 Landgericht  
Offenburg /  
ehem. JVA Kehl  
(Gefangenen-
sammelstelle) 

Richterinnen und  
Richter des Land-
gerichtsbezirks 

Information der Richterinnen und 
Richter über die Abläufe in der  
Gefangenensammelstelle und die Art 
der Unterbringung. 
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5. wie die jeweiligen Richterinnen und Richter aus dem Organisationsbereich der
Gerichtspräsidenten über diese Gespräche informiert wurden und ob sie dabei
über alle Einzelheiten der Gespräche in Kenntnis gesetzt wurden; 

Zu Frage 5:

Die Richterinnen und Richter der Gerichte, die während des NATO-Gipfels einen
umfassenden richterlichen Bereitschaftsdienst zu gewährleisten hatten, wurden
über den Inhalt der Gespräche von den jeweiligen Präsidenten und über die Präsi-
dien der Gerichte umfassend informiert. Neben schriftlichen Informationen in
Form von Rundschreiben fanden im Zuständigkeitsbereich der Landgerichte
 Baden-Baden und Offenburg sowie des Amtsgerichts Karlsruhe auch zentrale,
 justizinterne Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen statt, bei denen sich
die Gelegenheit bot, alle im Zusammenhang mit dem NATO-Gipfel stehenden
Probleme anzusprechen und zu erörtern.

6. welche Vorschläge bzw. Anregungen der Sicherheitsbehörden, die in den Ge-
sprächen mit den Gerichtspräsidenten vorgetragen wurden, in Maßnahmen an
den jeweiligen Gerichten eingeflossen sind; 

7. ob es bei den Gesprächen umgekehrt auch Anregungen der Gerichtspräsiden-
ten gab (und wenn ja, mit Angabe welche in die Arbeit der Sicherheitsbehörden
eingeflossen sind); 

Zu Frage 6 und 7:

Zwischen Justiz und Polizei wurden die gesetzlichen Regelungen der in Betracht
kommenden Verfahren nach dem FGG und der StPO erörtert. Den Gerichten wur-
den von der Polizei keinerlei inhaltliche Vorgaben zur Gestaltung der gericht -
lichen Organisation oder der gerichtsinternen Abläufe gemacht. Gleichzeitig
 haben die Sicherheitsbehörden ihrerseits Forderungen und Wünschen der Gerich-
te im Vorfeld der Veranstaltung weitgehend entsprochen. Dies betraf unter ande-
rem Fragen der Vorführung, der Beweissicherung sowie der Absicherung der
 Justizgebäude.

8. ob und unter welchen Voraussetzungen der Justizminister Gespräche von Ge-
richtspräsidenten mit Sicherheitsbehörden im Vorfeld von Großereignissen –
wie etwa dem Nato-Gipfel – unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung und
der Unparteilichkeit der Justiz für zulässig erachtet; 

9. ob der Justizminister die Ansicht teilt, dass vertrauliche Gespräche zwischen
einem Richter oder einem Gerichtspräsidenten und einer „Partei“ über den
Gegenstand eines Verfahrens oder über den Gegenstand möglicher zukünftiger
Verfahren im Rechtsstaat unzulässig sind. 

Zu Frage 8 und 9:

Art. 104 GG enthält zum Schutz der persönlichen Freiheit einen weitgefassten
Richtervorbehalt. Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung
hat ein Richter zu entscheiden. Ist die freiheitsentziehende Maßnahme ausnahms-
weise ohne vorherige richterliche Entscheidung erfolgt, ist diese unverzüglich
nachzuholen.

Dieser grundgesetzliche Schutz der Bürger vor Freiheitsbeschränkungen ist eine
der wichtigsten Aufgaben der Dritten Gewalt. Die organisatorischen Rahmen -
bedingungen für einen effektiven Rechtsschutz in diesem Bereich zu schaffen und
zu gewährleisten ist Aufgabe der Gerichte. 

Daher ist es bei Großereignissen, bei denen zu erwarten steht, dass in einer Viel-
zahl von Fällen – innerhalb und außerhalb der üblichen Dienstzeiten – um eine
richterliche Entscheidung über eine Freiheitsentziehung nachgesucht wird, zwin-
gend geboten, sich bereits im Vorfeld über die Lage zu informieren, um so die
 gerichtlichen Strukturen an die Erfordernisse der jeweiligen Veranstaltung an -
passen zu können. Nur so sind die Gerichte in der Lage, den von ihnen zu Recht
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geforderten effektiven Schutz der Freiheitsrechte der Bürger auch tatsächlich zu
sichern. Dazu sind Kontakte der Gerichtspräsidenten mit den zuständigen Polizei-
dienststellen erforderlich und wichtig. Die bei diesen Treffen gewonnenen Infor-
mationen beeinträchtigen nicht die richterliche Unabhängigkeit, sondern sind un-
erlässlich, um unabhängige richterliche Entscheidungen zu ermöglichen. Insoweit
ist darauf hinzuweisen, dass nicht nur die Entscheidungen der Richterinnen und
Richter in jedem Einzelfall, sondern auch die für die Organisation des richter -
lichen Bereitschaftsdienstes maßgeblichen Entscheidungen von den Präsidien der
Gerichte in richterlicher Unabhängigkeit getroffen wurden.

Der Verlauf des NATO-Gipfels in Baden-Baden und Kehl hat das ebenso be-
stätigt wie die positiven Erfahrungen bei der Zusammenarbeit zwischen Justiz
und Polizei bei der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Stuttgart. In beiden Fällen
hat die baden-württembergische Justiz eindrucksvoll unter Beweis gestellt, dass
sie auch in Ausnahmesituationen in der Lage ist, zu jeder Zeit und an jedem Ort
effektiven richterlichen Rechtsschutz zu gewährleisten.

Dr. Goll

Justizminister



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


